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Der Bundesminister für Wirtsdiaft 


Bonn, den 18. November 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Erhöhung der Stickstoff- und Kalipreise 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der DP 
— Drucksache 575 — 


Die Kleine Anfrage vom 17. Oktober 1958 beantworte idr 
namens der Bundesregierung wie folgt; 

Die Fraktion der DP fragt zunächst nach der Berechtigung der 
Stickstoffdüngemittelpreiserhöhung, die im Ausmaß von 5 v. H. 
am 1. Januar 1958, also vor fast einem Jahr, in Kraft getre- 
ten ist. Zur Beantwortung ist darauf zu verweisen, daß die 
Stickstoffpreise letztmalig auf Grund einer eingehenden Kosten- 
untersuchung am 1. Januar 1953 festgesetzt worden waren. 
Ende 1956 — also nach vier Jahren — traten die Stickstoff- 
düngemittelhersteller mit einem Preiserhöhungsantrag an die 
Bundesregierung heran, der auf die beachtlichen Steigerungen 
der Produktionskosten seit dem Jahre 1952 gestützt war. So 
waren beispielsweise die Kohlekosten gegenüber 1952 um 
34 V. H. gestiegen und die Tariflöhne der chemischen Indu- 
strie gleichfalls um 34 v. H., wobei diese beiden Kostenfak- 
toren allein 65 v. H. der Gesamtkosten ausmachten. Allerdings 
konnten diese Kostensteigerungen teilweise durch die beacht- 
liche Produktionssteigerung (1952/53 = 630 000 t N, 1957/58 
= 1047 000 t N) und die damit gegebenen Rationalisierungs- 
möglichkeiten innerbetrieblich aufgefangen werden. Wäre dies 
nicht der Fall gewesen, hätten die Stickstofferzeuger ihre Preise 
nicht so lange stabil halten können. Die beteiligten Ressorts 
mußten sich nach über einjähriger Verhandlung mit den Stick- 
stoffherstellern davon überzeugen lassen, daß eine Preiser- 
höhung nicht länger zu vermeiden war. Es ist aber hervor- 
zuheben, daß die zugebilligte 5-v. H.- Erhöhung keineswegs 
allen Werken einen Ausgleich in der Ertragslage brachte. Mit 
der 5-v. H.- Preiserhöhung wurde gleichzeitig auch die Mehr- 
belastung, die sich sowohl bei den Eingangs- als auch bei den 
Ausgangsfraditen als Folge der Bundesbahntarifreform ergab, 
abgegolten. 
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Die Kalidüngemittelpreise sind zuletzt am 15. Mai 1952 auf 
Grund einer eingehenden Kostenprüfung festgelegt worden 
und seit diesem Zeitpunkt — mit Ausnahme der geringfügi- 
gen, durch die Bundesbahntariferhöhung bedingten Frachtan- 
hebung — stabil geblieben. Dazu haben nicht zuletzt die be- 
achtliche Absatzausweitung im Inland (1952/53 = 771 000 t 
K 2 O, 1957/58 = 986 000 t KgO) und die Rationalisierung bei- 
getragen. Anfang dieses Jahres traten jedoch die Hersteller 
von Kalidüngemitteln mit einem Antrag auf Preiserhöhung um 
12 V. H. an die Bundesregierung heran. Als Begründung dafür 
wurden Kostenerhöhungen angeführt, die nicht durch weitere 
Produktionssteigerungen hätten aufgefangen werden können. 

Das Bundeswirtschaftsministerium hat daraufhin eine Unter- 
suchung nach strengen betriebswirtschaftlichen Maßstäben an- 
stellen lassen. Eine Entscheidung darüber, welche Folgerungen 
aus dem Prüfungsergebnis gezogen werden sollen, steht noch 
aus. 

Es trifft zu, daß die Preise für Düngemittel auf den Auslands- 
märkten variieren. Preisdifferenzen zu den Inlandspreisen 
werden jedoch bei den vom Bundeswirtschaftsministerium an- 
gestellten betriebswirtschaftlichen Untersuchungen nicht berück- 
sichtigt. Auf der anderen Seite werden die exportierten Mengen 
voll in die Produktionsmengen eingerechnet, auf die die er- 
mittelten Gesamtkosten bezogen werden. Dadurch ergeben 
sich entsprechende Kostendegressionen. 

Schließlich sieht die Kleine Anfrage in den Aktienkursen 
und der gezahlten Dividende der großen Kalihersteller den 
Beweis für eine gute Ertragslage dieser Werke. Hierzu ist fest- 
zustellen, daß die Ertragslage einiger Kalierzeuger im wesent- 
lichen durch die Ergebnisse anderer Betriebsbereiche bestimmt 
wird, die mit der Kaliherstellung nicht in innerem Zusam- 
menhang stehen (Erdöl, chemische Industrie). Dividendenzah- 
lungen haben besonders bei Verbundunternehmen keinen Aus- 
sagewert für die Ertragslage einzelner Betriebszweige. 

Die Bundesregierung stellt fest, daß sie sich gerade die Preis- 
gestaltung für Düngemittel hat besonders angelegen sein las- 
sen. Preiserhöhungen wurden bisher stets im Interesse der 
deutschen Landwirtschaft auf ein möglichst geringes Maß 
begrenzt. 


Ludwig Erhard 
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